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Assistierte Ausbildung als Instrument der Arbeitsförderung für junge Menschen
mit Behinderung

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Teilhabe am Arbeitsleben umfasst auch den Einstieg in eine berufliche Ausbil-
dung und in das Berufsleben. Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
und die besonderen Instrumente des Budgets für Arbeit und des Budgets für 
Ausbildung für Menschen in einer Werkstatt für behinderte Menschen sind im 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) geregelt. Darüber hinaus stehen 
weitere Instrumente der Arbeitsförderung im Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB III) zur Verfügung.

Für viele junge Menschen mit Behinderung ist der Weg hin zu einem Ausbil-
dungsvertrag in einem Betrieb nach Ansicht der Fragesteller sehr lang und von 
Schwierigkeiten geprägt. Auch während der betrieblichen Ausbildung und in 
der Berufsschule sind oft enge Begleitung und Betreuung notwendig, um das 
Ziel eines Abschlusses nicht zu gefährden. Als Zielgruppen waren neben sozi-
al benachteiligten Jugendlichen und jungen Menschen mit Sprachproblemen 
stets auch junge Menschen mit Behinderung, vor allem mit Lernbehinderung, 
adressiert.

Bis 2020 waren die ausbildungsbegleitenden Hilfen und die Assistierte Aus-
bildung wichtige Instrumente für Jugendliche in besonderen Lebenslagen.

Der Deutsche Bundestag beschloss mit dem Gesetz zur Förderung der berufli-
chen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Weiterentwicklung der Ausbil-
dungsförderung (Bundestagsdrucksachen 19/17740 bzw. 19/18753 mit den 
§§ 74 bis 75a SGB III die Rechtsgrundlage für die neue Assistierte Ausbil-
dung (AsA). Damit wurden die Instrumente der Assistierten Ausbildung nach 
§ 130 (alt) SGB III mit den ausbildungsbegleitenden Hilfen (abH) nach § 75 
(alt) SGB III zu einem neuen und einheitlichen Instrument im SGB III zusam-
mengeführt. Tragende Säulen sind zum einen die Möglichkeit, bereits im Vor-
feld der Ausbildung anzusetzen, und zum anderen die Flexibilität der Unter-
stützung.

Im Mittelpunkt der Assistierten Ausbildung steht das Ziel, nach der Berufs-
vorbereitung eine betriebliche Ausbildung zu beginnen bzw. die Berufsausbil-
dung mit Erfolg zu Ende zu bringen. Die Hilfe beim Lernen und die Vorberei-
tung auf Prüfungen sind hierbei wichtige Elemente, die mit Hilfe eines fest zu-
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geteilten und als Bezugsperson fungierenden Ausbildungsbetreuers eines Bil-
dungsträgers durchgeführt werden (vgl. https://www.rehadat-bildung.de/de/an
gebote/Assistierte-Ausbildung und https://www.bibb.de/de/1301.php).

Für die Maßnahmen der Assistierten Ausbildung ist das Einverständnis des 
Ausbildungsbetriebes notwendig. Dies ist auch deswegen von Bedeutung, da 
das Ziel eines erfolgreichen Abschlusses nur mit einer von gemeinsamen Ziel-
setzungen geprägten Anstrengung erreicht werden kann.

Die Bundesagentur für Arbeit entscheidet, ob eine Assistierte Ausbildung in-
frage kommt (https://www.arbeitsagentur.de/datei/57-74-75-75a-sgiii_ba1466
39.pdf).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Im gegliederten Sozialleistungssystem kommen verschiedene Rehabilitations-
träger für die Erbringung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (beruf-
liche Rehabilitation) in Betracht. Die Bundesagentur für Arbeit (BA) ist Träge-
rin für die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behin-
derungen, sofern nicht ein anderer Rehabilitationsträger (z. B. die Deutsche 
Rentenversicherung) zuständig ist. Welcher Rehabilitationsträger zuständig ist, 
bestimmt sich nach den jeweiligen Sozialgesetzen und richtet sich u. a. nach 
der Ursache der Behinderung (z. B. Arbeitsunfall) und nach dem Umfang von 
zurückgelegten Versicherungszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Aufgrund dieser Voraussetzungen ist die BA in der Regel für die berufliche Re-
habilitation Jugendlicher und junger Erwachsener zuständig.
Die BA unterstützt junge Menschen mit und ohne Behinderungen beim Ein-
stieg in das Berufsleben. Zur Förderung der beruflichen Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen steht ein umfangreiches und differenziertes Spektrum 
arbeitsmarktpolitischer Leistungen zur Verfügung. Dabei gilt der Grundsatz „so 
allgemein wie möglich, so speziell wie nötig“. Vorrangig werden allgemeine ar-
beitsmarktpolitische Leistungen insbesondere zur Förderung einer betrieblichen 
Ausbildung erbracht. Sind wegen Art oder Schwere der Behinderung oder zur 
Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben besondere Leistungen nach § 117 Drit-
tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) erforderlich, erfolgt die Förderung der 
Teilhabe an einer Maßnahme in einer Einrichtung für Menschen mit Behinde-
rungen (z. B. in einem Berufsbildungswerk) oder an einer sonstigen, auf die be-
sonderen Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen ausgerichteten Maß-
nahme. Auf die besonderen Förderleistungen besteht bei Vorliegen der Förder-
voraussetzungen ein Rechtsanspruch.

 1. Welchen Anteil hatten Jugendliche mit anerkannten Behinderungen nach 
Kenntnis der Bundesregierung an den bewilligten Förderungen gemäß 
§ 130 SGB III von 2015 bis August 2020 (bitte nach Bundesländern auf-
schlüsseln)?

Im Zeitraum Januar 2015 bis August 2020 gab es, nach Angaben der Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit, rund 47 800 Eintritte von Teilnehmenden in die 
Assistierte Ausbildung. Darunter waren rund 1 600 Eintritte von Rehabilitan-
den (3,3 Prozent) gemäß § 19 SGB III. Daten zu den einzelnen Bundesländern 
befinden sich in der Tabelle zu Frage 1.

 2. Was waren nach Kenntnis der Bundesregierung die Ablehnungsgründe 
für abgelehnte Anträge in diesem Zeitraum?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen vor.
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 3. Welchen Anteil hatten Jugendliche mit anerkannten Behinderungen nach 
Kenntnis der Bundesregierung an den bewilligten Förderungen gemäß 
§ 75 (alt) SGB III in den Jahren 2019 und 2020 (bitte nach Bundeslän-
dern aufschlüsseln)?

In den Jahren 2019 und 2020 gab es rund 67 800 Eintritte von Teilnehmenden 
in ausbildungsbegleitende Hilfen, darunter waren rund 2 400 Eintritte von Re-
habilitanden (3,5 Prozent) gemäß § 19 SGB III. Daten zu den einzelnen Bun-
desländern befinden sich in der Tabelle zu Frage 3.

 4. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil an Jugendli-
chen mit anerkannten Behinderungen an den bewilligten Förderungen 
gemäß §§ 74 und 75 (neu) SGB III?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Daten vor.

 5. Wie viele Ausbildungsgänge wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
mithilfe der Assistierten Ausbildung seit 2015 nach Kenntnis der Bun-
desregierung abgeschlossen?

 6. Wie viele Fördermaßnahmen der Assistierten Ausbildung wurden nach 
Kenntnis der Bundesregierung seit 2015 abgebrochen (bitte nach Phase I 
und II aufschlüsseln)?

Die Fragen 5 und 6 werden gemeinsam beantwortet.
Die Statistik der Bundesagentur für Arbeit berichtet über die Austritte von Teil-
nehmenden der Assistierten Ausbildung. Demnach gab es im Jahr 2020 rund 
7 300 Austritte von Teilnehmenden aus der Assistierten Ausbildung, darunter 
rund 4 800 mit vorzeitiger Beendigung. Bei diesen vorzeitigen Beendigungen 
muss es sich aber nicht immer um einen Abbruch handeln: es gibt auch positive 
vorzeitige Beendigungen, z. B. aufgrund der Aufnahme einer Beschäftigung 
oder wegen des vorzeitigen Erreichens des Maßnahmeziels (siehe hierzu auch 
die einzeln ausgewerteten Gründe für vorzeitige Beendigungen in der Tabelle 
zu den Fragen 5 und 6). Informationen zu den Austrittsgründen sowie zur Un-
terscheidung in Phase I und Phase II liegen nicht für zugelassene kommunale 
Träger vor. Zu der Frage wie viele Ausbildungsgänge konkret mit Hilfe der As-
sistierten Ausbildung abgeschlossen wurden, liegen keine Daten vor.

 7. In wie vielen Fällen und aus welchen Gründen sind nach Kenntnis der 
Bundesregierung Förderungen nach §§ 74 und 75 (neu) SGB III wegen 
Ablehnung durch den Ausbildungsbetrieb nicht zustande gekommen?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Informationen vor.

 8. Mit welchen Bildungsträgern arbeitet die Bundesagentur für Arbeit (BA) 
im Bereich der Assistierten Ausbildung hauptsächlich zusammen (bitte 
nach Bundesländern aufschlüsseln)?

Die Bundesagentur für Arbeit hat die Vertragspartner zur Durchführung der As-
sistierten Ausbildung nach § 74 ff. SGB III im Rahmen der Durchführung eines 
Vergabeverfahrens gemäß § 74 Absatz 6 SGB III ermittelt. Für die erste Aus-
schreibungswelle des neuen Instrumentes können die Vertragspartner nach Re-
gionaldirektionsbezirken der beigefügten Anlage entnommen werden.
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 9. Für welche Ausbildungsberufe ist die Förderung im Rahmen der Assis-
tierten Ausbildung geöffnet, und welche Ausbildungsberufe sind ausge-
schlossen?

Die Bundesagentur für Arbeit kann junge Menschen mit der Assistierten Aus-
bildung fördern, die eine betriebliche Berufsausbildung i. S. d. § 57 Absatz 1 
SGB III absolvieren. Das umfasst Berufsausbildungen, die
– nach dem Berufsbildungsgesetz,
– der Handwerksordnung oder
– dem Seearbeitsgesetz als staatlich anerkannten Ausbildungsberuf durchge-

führt oder
– nach Teil 2, auch in Verbindung mit Teil 5, des Pflegeberufegesetzes oder 

dem Altenpflegegesetz durchgeführt werden.
Die Förderung von Ausbildungen auf der Grundlage der § 66 des Berufsbil-
dungsgesetzes (BBiG) oder § 42r der Handwerksordnung (HwO) von Men-
schen mit Behinderungen ist möglich, sofern der Arbeitgeber über die in § 6 
der Rahmenregelung für Ausbildungsregelungen für behinderte Menschen 
durch den Hauptausschuss des Bundesinstituts für Berufsbildung (BiBB) gefor-
derte rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation für die Ausbildung ver-
fügt.

10. Sind auch Zweitausbildungen vollumfänglich förderfähig?

Eine Zweitausbildung von Menschen mit Behinderungen ist förderfähig, wenn 
diese aufgrund der Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist und das 
Teilhabeziel einer dauerhaften Teilhabe am Arbeitsleben nur dadurch erreicht 
werden kann (vgl. § 116 Absatz 5 SGB III).

11. In welchem Umfang sind Förderungen gemäß der Assistierten Ausbil-
dung bis hin zum Abschluss eines Arbeitsverhältnisses möglich?

Der Umfang der Förderung sowie die Dauer richten sich nach dem individuel-
len Bedarf des Auszubildenden. Eine Förderung kann über die gesamte Ausbil-
dungszeit, aber auch nur punktuell, beispielsweise vor der Zwischen- oder Ab-
schlussprüfung, erfolgen. Sie kann auch eine nachgehende Betreuung umfas-
sen. Die Förderung endet sechs Monate nach Begründung eines Arbeitsverhält-
nisses oder spätestens ein Jahr nach Ende der Berufsausbildung. Im Schnitt 
wird von einem Umfang von 3 bis 9 Stunden wöchentlich ausgegangen.

12. Welche Evaluationen und wissenschaftliche Begleitstudien zur Assistier-
ten Ausbildung sind der Bundesregierung bekannt, und welche davon be-
ziehen sich auch auf die Situation der Jugendlichen mit anerkannten Be-
hinderungen?

Die Hochschule der Bundesagentur für Arbeit (HdBA) hat bereits die Assistier-
te Ausbildung nach § 130 SGB III wissenschaftlich begleitet, um Erkenntnisse 
für die Weiterentwicklung zu erlangen. Es ist beabsichtigt, dass auch die Assis-
tierte Ausbildung nach §§ 74 ff SGB III durch die HdBA begleitet wird. In die 
Begleitung werden grundsätzlich alle Teilnehmenden einbezogen, eine geson-
derte Betrachtung von Teilnehmenden mit anerkannten Behinderungen ist aller-
dings nicht geplant.

Drucksache 19/30752 – 4 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode



13. Stehen nach Kenntnis der Bundesregierung ausreichend Bildungsträger 
und eine ausreichende Anzahl an festen Ausbildungsbetreuern zur Verfü-
gung?

Die Vergabe der neuen Assistierten Ausbildung erfolgte im Ausschreibungsver-
fahren. In allen Vergabeverfahren wurde mindestens ein Angebot unterbreitet. 
In der weit überwiegenden Zahl der Vergabeverfahren erfolgte die Entschei-
dung im Wettbewerb gemäß § 97 Absatz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen (GWB).
Die Bundesagentur für Arbeit hat in den Ausschreibungsunterlagen die gefor-
derte Quantität und Qualität an Ausbildungsbetreuern beschrieben. Der Anteil 
des festangestellten ausbildungsbegleitenden bzw. sozialpädagogischen Perso-
nals muss dabei 70 Prozent betragen. Mit Angebotsabgabe sichert der Bil-
dungsträger eine vertragskonforme Umsetzung zu. Die Bundesagentur für Ar-
beit hält die Umsetzung nach.

14. Welche Rehamaßnahmen für junge Menschen mit Behinderung stehen 
der Inanspruchnahme der Assistierten Ausbildung entgegen?

Rehabilitationsspezifische Leistungen stehen der Inanspruchnahme der Assis-
tierten Ausbildung nicht entgegen. Die Förderung von Menschen mit Behinde-
rungen erfolgt ausgerichtet am individuellen Bedarf.
Bei der Assistierten Ausbildung handelt es sich um eine allgemeine Leistung 
zur Teilhabe am Arbeitsleben (vgl. § 115 SGB III). Allgemeine Leistungen sind 
rehabilitationsspezifischen Leistungen vorrangig, wenn der individuelle Förder-
bedarf damit abgedeckt werden kann.
Die Förderung mit besonderen Leistungen erfolgt nur, wenn dies wegen Art 
und Schwere der Behinderung erforderlich ist oder das Teilhabeziel nur durch 
diese Förderung erreicht werden kann oder die allgemeinen Leistungen die be-
hinderungsbedingte Ausgestaltung der Förderung nicht bzw. nicht im notwen-
digen Umfang vorsehen.
Somit erfolgt die Förderung von Menschen mit Behinderungen mittels Assis-
tierter Ausbildung – ggf. in Kombination mit behinderungsbedingt erforderli-
chen zusätzlichen Leistungen (z. B. Einsatz eines/einer Gebärdensprachdolmet-
schers/-dolmetscherin für hör/sprachbehinderte Teilnehmende) –, wenn das Re-
habilitationsziel durch die Assistierte Ausbildung erreicht werden kann.

15. Steht der Inanspruchnahme einer Förderung im Rahmen der Assistierten 
Ausbildung eine zeitgleiche Inanspruchnahme des Persönlichen Budgets 
entgegen?

Das Persönliche Budget ist selbst keine Leistung zur Teilhabe, sondern eine be-
sondere Leistungsform, in der die Leistungen zur Teilhabe auf Antrag ausge-
führt werden können. Das Persönliche Budget tritt dann als Geldleistung an die 
Stelle der sonst üblichen Sachleistung und ermöglicht es den Leistungsberech-
tigten, eine erforderliche Dienstleistung, auf die ein Anspruch besteht, selbst 
auszuwählen und einzukaufen. Für Rehabilitanden könnte daher auch die As-
sistierte Ausbildung in Form eines Persönlichen Budgets erbracht werden. Die 
Rehabilitanden entscheiden selber, ob alle Leistungen oder nur einzelne Leis-
tungen in Form des Persönlichen Budgets erbracht werden. Der zeitgleichen In-
anspruchnahme des Persönlichen Budgets für weitere erforderliche Leistungen 
zur Teilhabe neben einer Sachleistung steht nichts entgegen.
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